
 
 
 
Änderungsantrag
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status

Sozial-, Gesundheits- und 
Gleichstellungsausschuss

17.09.2026 öffentlich
Vorberatung
 

Ausschuss für Finanzen, städtische 
Beteiligungsverwaltung und 
Liegenschaften

22.09.2026 öffentlich
Vorberatung
 

Stadtrat 30.09.2026 öffentlich
Entscheidung
 

 
Betreff: Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum Antrag der 

Fraktion SPD & FW zur Weiterentwicklung der Wohnungslosenhilfe und 
Stärkung des Ehrenamtes in der Wärmestube; VIII/2026/02953

 
 
Beschlussvorschlag:
 
 
Der Beschlussvorschlag wird geändert und erhält die folgende Fassung:
 
1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Evangelischen Stadtmission

Halle e. V. und weiteren Trägern der Wohnungslosenhilfe unter Einbindung der
relevanten Akteure und Träger zu prüfen,
 

a. wie die Ziele des Nationalen Aktionsplans gegen Wohnungslosigkeit vom 24.04.2024, um
Wohnungs- und Obdachlosigkeit bis 2030 zu überwinden, in der Stadt Halle (Saale) unter
Einbeziehung des „Bündnis Wohnungslosigkeit überwinden“ konzeptionell umgesetzt
werden sollen,

b. inwieweit frühzeitig, vor Einbruch des Winters, eine einheitliche, auf der Website der
Stadt Halle veröffentlichte und in Druckform bereitgestellte Übersicht der Angebote
von städtischen und freien Trägern für obdach- und wohnungslose Menschen zur
Verfügung gestellt und wie diese Angebote bedarfsgerechter aufeinander
abgestimmt werden können, um Versorgungslücken im Winter 2026/2027,
insbesondere die Wochenenden und Feiertage betreffend, zu schließen. die
Öffnungszeiten der städtischen Notunterbringung, der Wärmestube und weiterer
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Anlaufstellen bedarfsgerechter aufeinander abgestimmt und bestehende
Versorgungslücken insbesondere an Wochenenden, Sonn- und Feiertagen sowie
während besonderer Hitze- und Kälteperioden geschlossen werden können,

c. wie auch Menschen, die bestehende Einrichtungen im Einzelfall nicht nutzen können, ein
niedrigschwelliges und menschenwürdiges Hilfe- oder Unterbringungsangebot sowie
aufsuchende und begleitende Hilfe gewährleistet werden kann,

d. wie die Unterstützungsbedarfe der Menschen, die im Haus der Wohnhilfe oder an
anderen Orten übernachten, zielgerichteter analysiert und erfasst werden können sowie
den Menschen ein schneller niedrigschwelliger Zugang zu passenden Hilfs- und
Wohnangeboten ermöglicht werden kann,

e.c. unter welchen Umständen ein durch die Stadtverwaltung (Fachbereich Soziales)
koordiniertes Gremium für die Zusammenarbeit der relevanten Einrichtungen in
städtischer und freier Trägerschaft geschaffen werden kann, um die Angebote,
Öffnungszeiten und Zugangsvoraussetzungen festzulegen, auszuwerten, zu
optimieren und zu kommunizieren. wie Angebote, Öffnungszeiten und
Zugangsvoraussetzungen strukturiert, zusammenfassend erfasst, regelmäßig gepflegt
und einheitlich kommuniziert sowie regelmäßige trägerübergreifende Auswertungen,
Fallberatungen und Koordinierungen innerhalb bestehender Strukturen organisiert werden
können,

f d. wie die Sozialberatung und der Tagesaufenthalt „Wärmestube“ als eine Erstanlaufstellen
für Wohnungslose- und Obdachlose bzw. Menschen, die davon bedroht sind
langfristig, bedarfsgerecht und verlässlich finanziert werden können,

g. wie die in der Wärmestube und vergleichbaren Einrichtungen tätigen Ehrenamtlichen
durch bestehende Instrumente der städtischen Engagementförderung stärker unterstützt
werden können und ob insbesondere Fahrtkosten, Arbeitskleidung oder vergleichbare
einsatzbezogene Aufwendungen erstattet werden können,

h.e. welche Maßnahmen ohne zusätzliche Haushaltsmittel, durch die Nutzung bestehender
Strukturen, Umschichtungen, Kooperationen oder Drittmittel umgesetzt werden können
und welche zusätzlichen Kosten mit weitergehenden Maßnahmen verbunden wären.

2. Die finanziellen Auswirkungen für die Stadt Halle der unter Beschlusspunkt 1 genannten
Maßnahmen zur Prüfung sind unter Zuhilfenahme von möglichen Fördermitteln,
Drittmitteln und Kooperationsmöglichkeiten darzustellen.

3. Das Prüfergebnis, außer den Punkt 1b betreffend, ist dem Stadtrat bis zu seiner Sitzung
am 31.03.2027 vorzulegen.
 
 

gez. Melanie Ranft
Fraktionsvorsitzende

 
 
 

Begründung
 

erfolgt mündlich 
 




